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ren bestraft. Wurde durch die Handlungen der Tod 
eines Menschen verursacht, ist auf Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder auf Verurteilung auf Bewährung 
zu erkennen.
(2) Wer als Berechtigter Gifte fahrlässig abhanden 
kommen läßt und dadurch fahrlässig eine Gemeinge­
fahr verursacht, wird mit öffentlichem Tadel, Geld­
strafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft.
(3) Ein schwerer Fall liegt vor, wenn
1. mehrere Menschen getötet werden oder
2. die Handlung auf einer rücksichtslosen Verlet­

zung der Bestimmungen über Gifte beruht oder 
der Täter seine Sorgfaltspflichten im gesellschaft­
lichen Zusammenleben in besonders verant­
wortungsloser Weise verletzt.

In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. Liegen 
die Voraussetzungen der Ziffern 1 und 2 zugleich 
vor, kann die Freiheitsstrafe bis auf acht Jahre er­
höht werden.

§ 14
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen den Be­
stimmungen dieses Gesetzes, den zu seiner Durch­
führung erlassenen Rechtsvorschriften oder erteilten 
Auflagen der zuständigen Staatsorgane Gifte her­
stellt, gewinnt, verarbeitet, lagert, verwendet, in Be­
sitz hat, sich oder einem anderen beschafft, als Be­
rechtigter an Unberechtigte weitergibt, transpor­
tiert, beiseite schafft oder beseitigt, kann, wenn die 
Auswirkungen der Tat auf die Rechte und Interessen 
der Bürger oder der Gesellschaft und die Schuld des 
Täters unbedeutend sind und damit keine Straftat 
vorliegt, mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 M 
bis 500 M belegt werden.
(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus 
gesellschaftlichen Interessen mißachtenden Beweg­
gründen oder wiederholt innerhalb von 2 Jahren be­
gangen und mit Ordnungsstrafe geahndet worden, 
kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M ausgespro­
chen werden.
(3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrig­
keit bezieht, können neben anderen Ordnungsstraf­
maßnahmen oder selbständig eingezogen werden.
(4) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt dem Leiter der zuständigen Staatlichen Hy­
gieneinspektion, der Arbeitshygieneinspektion oder 
der zuständigen Dienststelle der Deutschen Volks­
polizei.
(5) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß 
Abs. 1 sind die Beauftragten der Staatlichen Hygie­
neinspektion und die dazu ermächtigten Angehöri­
gen der Deutschen Volkspolizei befugt, eine Ver­
warnung mit Ordnungsgeld bis zur Höhe von 10 M 
auszusprechen.
(6) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah­

men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. INr. 3S. 101).

§15
Übergangsbestimmungen
(1) Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erteil­
ten Erlaubnisse behalten für die in ihnen festgelegte 
Frist Gültigkeit. Unbefristete Erlaubnisse zum Ver­
kehr mit Giften verlieren ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ihre Gültigkeit.
(2) Für den Verkehr mit Giften der Abteilung 1 ver­
lieren Prüfungszeugnisse über den Nachweis der 
fachlichen Befähigung für Giftbeauftragte zwei Jah­
re und für den Verkehr mit Giften der Abteilung 2 
vier Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ihre 
Gültigkeit.
(3) Die Kennzeichnung der Giffe ist planmäßig in­
nerhalb von zwei Jahren mit den Festlegungen dieses 
Gesetzes in Übereinstimmung zu bringen.

§ 16
Ausnahmen
(1) Der Minister für Gesundheitswesen kann für 
den Verkehr mit Säuren und Laugen von diesem Ge­
setz abweichende Festlegungen treffen.
(2) Befristete und inhaltlich begrenzte Ausnahmen 
von den Festlegungen dieses Gesetzes können vom 
Minister für Gesundheitswesen in Abstimmung mit 
dem Minister des Innern und Chef der Deutschen 
Volkspolizei im Einvernehmen mit den Leitern der 
zuständigen zentralen Staatsorgane auf begründeten 
Antrag hin genehmigt werden.

Schlußbestimmungen

§ 17
Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetz er­
lassen die zuständigen Minister und Leiter anderer 
zentraler Staatsorgane im Einvernehmen mit dem 
Minister für Gesundheitswesen und dem Minister 
des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei.

Hinweis: Zum Giftgesetz wurden folgende DB erlas­
sen:
- 1. DB vom 31. 5. 1977 zum Giftgesetz (GBl. I 

Nr. 21 S. 275),
- 2. DB vom 16.8. 1984 zum Giftgesetz-Verzeich­

nis eingestufter Gifte - (GBl. Sdr. Nr. 1192),
- 3. DB vom 31.5. 1977zum Giftgesetz-Transport 

von Giften - (GBl. I Nr. 21 S. 282),
- 4. DB vom 18. 9. 1979 zum Giftgesetz - Verkehr 

mit giftigen Agrochemikalien - (GBl. I Nr. 32 
S. 299).

§ 18
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
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